
MuttenzerRegistrierzentrum für Flüchtlinge verzögert sich
Das Baselbieter Baugesuch hat sich zusammen mit den leicht entflammbaren Ikea-Häusern in Rauch aufgelöst

Von DanielWahl

Muttenz.� Noch immer lagern
Ikea-Häuschen wie bestellt und nicht
abgeholt in der Logistikhalle auf dem
Areal Feldreben in Muttenz – am Ort,
wo der Kanton zusammen mit dem
Bund ein sogenanntes Registrier-
zentrummit 500 Betten für Kurzaufent-
halte von Flüchtlingen errichten will.
Das Baugesuchwar bereits geschrieben,
die Pläne, wie die Häuschen in der
endlos grossen Halle platziert werden
könnten, waren gezeichnet. Nun aber
musste das Baugesuch sistiert werden,
wie der Baselbieter Asylkoordinator
Rolf Rossi auf Anfrage bestätigt.

Wäre da nicht der Brandtest der
Zürcher Gebäudeversicherung gewe-
sen, der zeigte, dass sich diese Plastik-
häuschen des Typs Better Shelter inner-
halb von dreieinhalbMinuten abfackeln
liessen, Rossi und sein Team hätten
gewiss ein paar ruhigere Festtage ver-
bracht. Man werde aber in der Lage
sein, innerhalb der nächsten drei
Wochen ein alternatives Baugesuch ein-
zureichen, das die Inneneinteilung und

die Aussenanlagen auf dem Feldreben-
areal beinhaltet.

Indes konkretisiert sich,was geplant
ist: Derzeit werden Varianten von steck-
baren Holzhäusern aus MDF-Platten
(mitteldichte Holzfasern) geprüft und
mit Häuschen aus Gasbetonsteinen ver-
glichen. Beide weisen eine Grundfläche
zwischen 18 und 24 Quadratmetern
auf. Letzteres reicht für eine sechsköp-
fige Familie, wenn diese auch auf einen
gut 1000 Quadratmeter grossen
Gemeinschaftsraum und in die Aussen-
anlage ausweichen kann.

Während bei Holzhäuschen die Vor-
teile der Wiederverwertung überwie-
gen, lägen die Vorteile bei Gasbetonstei-
nen im individuellen Flächenbedarf.
Die Raumaufteilung sei einfacher,
erklärt Rossi. Womöglich kommen in
Muttenz beide Typen zum Einsatz.
«Eine gewisse Privatsphäre wollen wir
den Flüchtlingen bieten», sagt Rossi,
der Bilder aus Deutschland gesehen
hat, wo die in Turnhallen untergebrach-
ten Familien bloss von einem Leinen-
tuch separiert sind. Ausserhalb der
Halle werde eine mobile Heizzentrale

platziert. Und schliesslich brauche es
einen Spielplatz und eine Umzäunung,
die die Flüchtlinge vor unbefugtem
Zutritt schützt, Sichtschutz gewährt
unddochnichtwie einGefängniswirke.
Rossi denkt da an einen 1,80 bis zwei
Meter hohenZaun, der vonGrünpartien
unterbrochen ist.

Reaktion von Ikea offen
Das alles hat seinen Preis. Das Regis-

trierzentrum dürfte weit über eine
Million Franken kosten. Offiziell gilt
nämlich ein Tagessatz von sieben bis
zehn Franken pro Flüchtlingsplatz (all
inclusive), dies bei 500 bereitzustellen-
den Betten. Innerhalb von zwei Jahren,
so die maximal geplante Dauer des
Registrierzentrums, müsste die Anlage
amortisiert und abgeschrieben sein.
Der Kanton tritt dabei als Vermieter
eines «komplett betriebsfähigen Regis-
trierzentrums» auf.

Inzwischen hat der Kanton Basel-
land Ikea brieflich gebeten, die leicht
brennbaren Unterkünfte zurückzuneh-
men. Der Kanton werde sie nach den
Ergebnissen des Brandtests im Kanton

Zürich sicher nicht bezahlen, sagt Rossi
selbstbewusst. Eine Rechnung sei bis
heute jedenfalls nicht eingegangen.

Ob Ikea hier einfach handelseinig
einwilligt? Die Stiftung desMöbelriesen
aus Schweden, die diese Flüchtlings-
unterkünfte in Zusammenarbeit mit
dem UNO-Hochkommissariat für
Flüchtlinge (UNHCR) in Polen produ-
ziert und weltweit in Krisenregionen
zum Einsatz bringt, kann europäische
Zertifikate vorweisen. Eine Ikea-Spre-
cherin konterte gegenüber einer franzö-
sischen Nachrichtenagentur, dass das
Material der Häuschen sehr wohl das
erforderliche Sicherheitsniveau einhal-
ten würde, ja, sogar überschreite: «Das
Brandverhalten wurde nach europäi-
schen Normen geprüft, sie sind sicherer
als andere Notunterkünfte», sagte sie.

Laut Rossi wollen sich die Besteller-
kantone Aargau, Zürich und Baselland
in der ersten Januarwoche treffen, um
das Hüttenproblem zu besprechen und
sich zu koordinieren: «Ich bin über-
zeugt, dass sich Ikea grosszügig zeigen
wird und sich etwas anderes aus Image-
gründen nicht leisten kann.»
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Basel.�Stadt.�Land.�Region.� Frage des Tages
Glauben Sie an den bürgerlichen
Machtwechsel in Basel?

Im Herbst sind in Basel Regierungsrats-
wahlen. Können die Bürgerlichen Rot-Grün
die Mehrheit abjagen? www.�baz.�ch

BürgerlichesViererticket sollErfolgbringen
Schulterschluss von CVP, FDP, LDP und SVP würde Chancen gegen Rot-Grün verbessern

Das Ergebnis der Frage von gestern:
Ist es gut, wenn die Blaggedde
politische Themen hat?

Von Jonas Hoskyn

Basel.� Die Wahlen im kommenden
Herbst werfen ihren Schatten voraus.
Während bei der Linken vor allem die
Frage im Vordergrund steht, ob Regie-
rungspräsident Guy Morin nochmals
antritt, gibt es bei den Bürgerlichen
noch eine Reihe von Fragezeichen. Bei
der FDP und der CVP dürfte klar sein,
dass sie mit ihren bisherigen Regie-
rungsratskandidaten Baschi Dürr und
Lukas Engelberger nochmals antreten
werden. AllesWeitere ist offen: Die LDP
muss einen Nachfolger für Christoph
Eymann suchen, und die SVP steht ein-
mal mehr vor der Herausforderung,
einen Kandidaten zu präsentieren, der
auch für dieMitte wählbar ist.

Der Plan der bürgerlichen Parteien
ist, geeint mit je einem Kandidaten aus
CVP, FDP, LDP und SVP anzutreten und
so nach zwölf Jahren die rot-grüne
Mehrheit in der Regierung zu beenden.
Dieser Plan ist nicht neu, und in den
letzten Jahren schien der Versuch eines
bürgerlichen Schulterschlusses immer
mehr zum politischen Running Gag zu
verkommen. Doch allen Unkenrufen
zum Trotz stehen die Chancen für ein
Viererticket im nächsten Jahr offenbar
überraschend gut. Entscheidend wird
die CVP sein. Sie hatte sich im vergan-
genen Herbst bei den nationalen
Wahlen aus arithmetischen Gründen
gegen die bürgerliche Koalition und für
ein Zweckbündnis mit den Grünlibera-
len ausgesprochen. Trotzdem verpasste
ihr Nationalrat Markus Lehmann die
Wiederwahl. «Das hat wohl zu einem
Umdenken geführt», sagt LDP-Präsi-
dentin Patricia von Falkenstein. «Wenn
wir eine Mehrheit bekommen wollen,
klappts nur gemeinsam.»

CVP will mitmachen
Und tatsächlich: Nachdem die CVP

sich lange vor einem Zusammengehen
mit der SVP sträubte, signalisieren die
Christdemokraten nun ihre Bereitschaft
zum Schulterschluss. «Wenn wir die
bürgerliche Mehrheit wollen, müssen
wir uns auch bürgerlich positionieren»,
sagt CVP-Präsidentin Andrea Strahm.
Diesen Entscheid würden Vorstand,
Parteileitung und die Fraktion teilen.
Entscheiden wird letztlich die Basis.
«Wir müssen vermitteln, dass das nicht
heisst, dasswir inder Sachpolitik immer
der gleichen Meinung sein müssen»,
sagt Strahm. Die Zusammenarbeit sei
auf einem guten Weg, «aber noch nicht
unter Dach und Fach».

Tatsächlich dürften sich die Chan-
cen auf einen Machtwechsel klar ver-
bessern, wenn das bürgerliche Lager
geeint statt in zersplitterten Gruppen
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DieBringschuld
derSVP
Von Jonas Hoskyn

DieBürgerlichen
witternMorgen-
luft.Erstmals seit
übereinemJahr-
zehntbestehtbei
denWahlenkom-
mendenHerbst
die reelleChance
aufeinenMachtwechsel inderBasler
Regierung.Nochbesserwerdendie
Aussichten fürdieBürgerlichen,
sollte sich dergrüneRegierungs-
präsidentGuyMorin tatsächlich
entscheiden, sich indenRuhestand
zuverabschieden.Geraderechtzei-
tig scheinensichdieParteiennun
zusammenzuraufenundsprechen
sichgeeint füreinViererticketaus.
DiegrosseUnbekannte indiesen
Politrechnungen istderSVP-Kandi-
dat.DochdiezweitgrössteParteides
KantonshateinmassivesPersonal-
problem.Praktischallehalbwegs
bekanntenNamenhaben inden letz-
tenJahrenkandidiertundsichals
nichtmehrheitsfähigentpuppt.Wer
nuraufeinenDrittelderbenötigten
Stimmenkommt,demnütztauchdie
UnterstützungderanderenPartei-
vorständewenig.OhneeinenKandi-
daten,derauch fürdieMittewählbar
ist, sindallebürgerlichenMacht-
pläneMakulatur.DerersteHärtetest
wirddieCVP-Basis sein.Versagt
diesedieUnterstützung,drohendie
bürgerlichenEinzelkämpferwie-
derumhintenanstehenzumüssen.
«IrgendwannmalhabendieLeute
dieNasevoll vonRot-Grün,aber
dannmüssenwirauchbereit sein»,
sagteSVP-ParteipräsidentSebastian
FrehnervoreinemJahr, alsderVer-
suchdesbürgerlichenSchulter-
schlusseseinmalmehr scheiterte.
Nun ist esan ihmzubeweisen,dass
er seineArbeitgemachthat.

jonas.hoskyn@baz.ch

antritt. Die Zusammenarbeit ist auch im
Interesse der CVP. Die Partei liegt noch
zwischen fünf und sieben Prozent Wäh-
leranteil. Ohne die Unterstützung der
bürgerlichen Parteien dürfte die Wie-
derwahl ihres Gesundheitsdirektors
Lukas Engelberger eine Zitterpartie
werden.

Eine undankbare Rolle bleibt für die
Grünliberalen übrig. Sie würden in die-
ser Konstellation zwischen Stuhl und
Bank fallen. Die Chance auf einen Sitz
in der Regierung sinken für die Partei,
die bei den nationalen Wahlen im
Herbst geradenoch3,7 Prozentmachte,
auf ein Minimum. Dabei durfte die GLP
nach dem Achtungsergebnis von Mar-
tina Bernasconi gegen Lukas Engelber-
ger vor eineinhalb Jahren schon von
einem Sitz in der Regierung träumen.
Gleichzeitig haben es sich die Grünlibe-
ralen damals aber offenbar mit der CVP
verscherzt. Den Bürgerlichen sind sie zu
links und den Linken zu bürgerlich.

Unklar ist, wer auf dem geplanten
Viererticket neben Dürr und Engelber-
ger stehen wird. Bei der LDP wurden
erste informelle Gespräche mit mögli-
chen Anwärtern geführt. Im März soll
dann der Kandidat nominiert werden.
Im Fokus stehen Parteipräsidentin
Patricia von Falkenstein und Grossrat
und Advokat Conradin Cramer. Beide
bestätigen, dass sie sichmit demGedan-

ken auseinandersetzen, ob sie für die
Nachfolge von Christoph Eymann kan-
didieren wollen. Eine weitere Möglich-
keit wäre Raoul Furlano – LDP-Grossrat
und leitender Arzt am Kinderspital.
Eine Kandidatur sei nicht gänzlich aus-
geschlossen, allerdings aufgrund seiner
beruflichen Situation eher unwahr-
scheinlich, sagt Furlano auf Anfrage.

SVP-Kandidat gesucht
Schwieriger wird die Situation bei

der SVP. In den letzten Jahren schaffte
es die zweitgrösste Partei nie über die
Marke von 8500 Stimmen. Für einen
Sitz in der Regierung braucht es aber
mindestens zweieinhalb Mal mehr.
Dazu kommt, dass die Partei ein Perso-
nalproblem hat. Dies offenbarte die
letztjährige Ersatzwahl nach dem Rück-
tritt von CVP-Regierungsrat Carlo Conti
schonungslos. Zuerst überraschte die
SVP mit dem politisch unbekannten
Chirurgen Thomas Egloff als Kandida-
ten. Dieser zog sich aber nur wenige
Wochen nach der Nomination wieder
zurück. In die Bresche sprang der chan-
cenlose Eduard Rutschmann, der eine
Kandidatur nur Wochen zuvor katego-
risch ausgeschlossen hatte.

Auch für nächstes Jahr dürfte es
nicht einfach werden, einen mehrheits-
fähigen Kandidaten zu finden. «Wir
gehen das Thema Wahlkampf Anfang

2016 an», sagt Parteipräsident Sebas-
tian Frehner. Er selber hat bereits mehr-
fach abgewinkt, wenn ihm Ambitionen
auf einen Posten in der Regierung nach-
gesagt wurden. Eine Reihe weiterer
bekannter Politiker wurde bereits bei
früheren Kandidaturen «verbrannt».
Patrick Hafner und Lorenz Nägelin
erhielten vor vier Jahren mit 8084
beziehungsweise 7852 nur rund einen
Drittel der benötigten Stimmen.Hafner,
der auch dieses Mal zum Kandidaten-
kreis gehören dürfte, blieb sogar unter
seinem Resultat von 2008, als er abge-
schlagen auf dem achten Platz landete.

Und auch Joël Thüring, SVP-Nach-
wuchshoffnung und umtriebiger Partei-
sekretär, kommt als Regierungsratskan-
didat wohl kaum infrage. Einerseits ist
er mit 32 Jahren noch etwas sehr jung.
Ausserdem dürfte er in etwas mehr als
einem Jahr zum Grossratspräsidenten
gewählt werden. Unklar ist auch noch,
welche Folgen die Schuldenaffäre hin-
terlässt, welche die Basler SVP diesen
Sommer durchgerüttelt hat. Thüring
war in die Schlagzeilen geraten, nach-
dem die BaZ persönliche finanzielle
Ungereimtheiten bekannt gemacht
hatte. So wurde der Grossrat mehrfach
betrieben, weil er die Militärersatz-
steuer nicht bezahlt hatte. Als Folge
stieg Sebastian Frehner aus der gemein-
samen Beratungsfirma Aspero aus.

Alle für einen.� Statt wie 2012 als Einzelmasken wollen die bürgerlichen Kandidaten vereint auftreten. Foto Mischa Christen

88% Ja
(354)

12% Nein
(48)

Umstritten.� Flüchtlingsunterkünfte aus
Plastik sollen dem Brandschutz nicht
genügen. Foto Keystone


